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Vorblatt

Problem:

Das Kindschaftsrecht und das diesbezügliche Verfahrensrecht bedürfen im
Hinblick auf gesellschaftliche Entwicklungen, auf Fortschritte in den Bereichen
Psychologie und Sozialarbeit sowie auf grundrechtliche Entscheidungen des
EGMR und des VfGH einer tiefgreifenden Überarbeitung.

Das Namensrecht des ABGB lässt den Wunsch zahlreicher Paare nach
einem Doppelnamen für sie und ihre Kinder unerfüllt. In vielen Fällen – etwa
beim Erwerb des Namens des Vaters durch uneheliche Kinder – steht nur die
verwaltungsbehördliche Namensänderung zur Verfügung.

Ziel und Inhalt:

Das Kindschaftsrecht des ABGB soll unter besonderer Wahrung der Interes-
sen minderjähriger Kinder im Bereich der elterlichen Verantwortung, va des
Weges von Eltern zur Obsorge, zur Obsorge beider Eltern und zum Kontakt mit
dem Kind neu gestaltet werden. Die Unterscheidung zwischen ehelichen und un-
ehelichen Kindern wird beseitigt und die Anlegung von Mündelgeld im Licht
jüngerer Erfahrungen überarbeitet. Auf dem Gebiet des Verfahrensrechts sollen
neben der vermehrten Möglichkeit vorläufiger Entscheidungen die neuen Instru-
mente der Familiengerichtshilfe und des Besuchsmittlers gesetzlich verankert
werden.

Das Namensrecht des ABGB wird flexibler gestaltet, va werden Doppel-
namen für Kinder und ganze Familien ermöglicht. Dem Entstehen von Mehr-
fachnamen und der Inanspruchnahme der verwaltungsbehördlichen Namens-
änderung wird entgegengewirkt.

Auswirkungen des Regelungsvorhabens:

Finanzielle Auswirkungen:

Gleichbehandlung unehelicher Kinder, Namensrecht: Keine.
Gemeinsame Obsorge, Kontaktrecht, vorläufige Entscheidungen, Besuchs-

mittler: Wenn eines der wesentlichen Ziele des Vorhabens, nämlich Aus-
einandersetzungen der Eltern im Kindesinteresse zu vermindern, erfüllt wer-
den kann, sollte sich die Belastung der Familiengerichte bis zu einem gewissen
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2 Vorblatt

Grad verringern. Dem steht freilich eine Mehrbelastung durch die vor-
gesehenen neuen Antragsrechte gegenüber. Der Entwurf geht nicht von einer
„automatischen“ gemeinsamen Obsorge aus. Vielmehr bedarf es des Über-
einkommens der Eltern – bei unehelichen Kindern vor der Personenstands-
behörde – oder einer gerichtlichen Einzelentscheidung. Zur Bewältigung dieser
Arbeit werden zusätzliche Richterstellen samt den damit verbundenen Stellen
für nichtrichterliche Bedienstete erforderlich werden, für die entsprechend vor-
gesorgt werden muss.

Durch die Möglichkeit, die Obsorge über das uneheliche Kind vor der
Personenstandsbehörde zu vereinbaren, wird nur ein geringfügiger zusätzlicher
Aufwand entstehen.

Die Beseitigung des Erfordernisses, Unterhalts- und Obsorgevergleiche 
zu genehmigen, wird zwar eine geringfügige Entlastung nach sich ziehen,
va bei der Arbeit der Diplom-Rechtspflegerinnen und -Rechtspfleger,
die jedoch die mit dem Familienrechts-Änderungsgesetz 2009 verursachte
zusätzliche Belastung (verbesserte Unterhaltsbevorschussung; erwarteter Fall-
anstieg 15%, eingetretener Fallanstieg 29%) noch immer nicht ausgleichen
kann.

Dem Bund werden für die Kosten des Besuchsmittlers nur dann Be-
lastungen entstehen, wenn die Eltern hiefür Verfahrenshilfe genießen.
Nach den Erfahrungen mit dem Kinderbeistand wird sich mit 200 Fällen 
jährlich ein Gesamtaufwand von € 200.000 ergeben, von dem auf den Bund
im Rahmen der Verfahrenshilfe die Hälfte entfallen wird, also € 100.000 
jährlich.

Familiengerichtshilfe: Die Familiengerichtshilfe soll schrittweise ein-
geführt werden. Ihr Aufbau steht ausdrücklich unter der Maßgabe der je-
weiligen budgetären Möglichkeiten. Den Personalkosten der Familiengerichts-
hilfe werden Kostenersparnisse und zusätzliche Einnahmen gegenüberstehen:
Genießen die Parteien Verfahrenshilfe, so sind die Kosten der Gutachten 
externer Sachverständiger (zumindest vorläufig, meistens auch endgültig) 
aus Amtsgeldern zu bezahlen. Diese Kosten für das Justizbudget entfallen
künftig, wenn auf Grund der Tätigkeit der Familiengerichtshilfe eine 
Lösung erzielt wird, die die Einholung eines Sachverständigengutachtens 
entbehrlich macht. Ob und in welchem Ausmaß die zusätzlichen Ein-
nahmen durch Gerichtsgebühren und Kostenersparnisse die Personalkosten
der Familiengerichtshilfe übersteigen oder unterschreiten, wird im Rahmen
der Erprobung der Familiengerichtshilfe im Modellprojekt untersucht werden.
Die Kosten des Modellversuchs einschließlich der wissenschaftlichen 
Begleitforschung finden jedenfalls im Justizbudget Deckung. Darüber hinaus
ist budgetär nicht vorgesorgt. Das wäre auch nicht möglich, weil der Modell-
versuch erst Klärung bringen wird, welche Kapazitäten tatsächlich notwendig
sind.

Mündelgeldanlegung, Vaterschaftsanerkenntnisse: Das Vorhaben ist in-
soweit mit keinen zusätzlichen Kosten verbunden.
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Erläuterungen

Allgemeiner Teil

Einleitung

Geschichtlicher Überblick

1. Gleichbehandlung unehelicher Kinder
Bei der Gleichbehandlung unehelicher Kinder mit ehelichen ist das 

ABGB schon weit fortgeschritten. Seit den ersten Schritten mit dem Bundes-
gesetz über die Neuordnung der Rechtsstellung des unehelichen Kindes,
BGBl 1970/342, die erbrechtlichen Bundesgesetze BGBl 1989/656 bis 1989/659
und das Kindschaftsrecht-Änderungsgesetz 1989, BGBl 1989/162, führte der
Weg über das Namenrechtsänderungsgesetz 1995, BGBl 1995/25, das Kind-
schaftsrechts-Änderungsgesetz 2001, BGBl I 2000/135, und schließlich das
Familien- und Erbrechts-Änderungsgesetz 2004, BGBl I 2004/58, zu einer sehr
weitgehenden Gleichstellung unehelicher Kinder. Ausnahmen bestehen weiter-
hin bei der Namensfolge und der Obsorge. In den kindschaftsrechtlichen Re-
gelungen des ABGB besteht ein deutliches Übergewicht zugunsten der Rege-
lungen, die für eheliche Kinder gelten.

2. Namensrecht
Nach dem alten Recht des ABGB erhielt die „Gattin“ den „Namen 

des Mannes“, eheliche Kinder den ihres Vaters und uneheliche den
Geschlechtsnamen der Mutter. Das Bundesgesetz über die Neuordnung 
der Rechtsstellung des unehelichen Kindes ermöglichte es, dem unehe-
lichen Kind – als Erklärung dieser Personen – den Familiennamen des 
Vaters oder des Ehemanns der Mutter zu geben. Erst durch das Bundes-
gesetz über die Neuordnung der persönlichen Rechtswirkungen der Ehe,
BGBl 1975/412, erhielt zunächst die Frau, dann – als Folge einer Auf-
hebung durch den VfGH – durch das Ehenamensrechtsänderungsgesetz,
BGBl 1986/97, auch der Mann, das Recht auf Anfügung des bisherigen Fa-
miliennamens, wenngleich als in den Personenstandsurkunden nicht er-
sichtliches „höchstpersönliches Recht“, falls der Familienname des anderen
Ehegatten zum gemeinsamen Familienamen bestimmt wurde oder subsidiär
der Mannesname Familienname wurde. Das Namenrechtsänderungsgesetz
1995, BGBl 1995/25, ermöglichte Ehegatten die Beibehaltung des bisherigen
Familiennamens und – allerdings nicht mehr nach der Eheschließung – die
Namenswahl beim ehelichen Kind. Das uneheliche Kind erhielt den aktuellen
Familiennamen seiner Mutter. Die Namensgebung durch den Vater oder den
Ehemann der Mutter wurde durch eine kostengünstige, wenngleich doch ver-
waltungsaufwändige verwaltungsbehördliche Namensänderung – auf Antrag
des Kindes – ersetzt. Zu einer schon damals geforderten Einführung eines 
echten Doppelnamens, sowohl für einzelne Personen als auch ganze Familien,
ist es nicht gekommen.
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4 Vorblatt

3. Obsorge

Nach dem alten Recht des ABGB wurde im Fall der Scheidung (früher
Trennung der Ehe dem Bande nach) und der „Scheidung von Tisch und Bett“
die Pflege und Erziehung einem Elternteil – meist der Mutter – durch das
Gericht zugeteilt, während die „väterliche Gewalt“ weiterhin beim Vater blieb.
Mit dem Bundesgesetz über die Neuordnung des Kindschaftsrechts, BGBl 1977/
403, wurde die väterliche Gewalt beseitigt und der Mutter ebenfalls eine Teilhabe
an der gesetzlichen Vertretung, an der Pflege und Erziehung und an der Ver-
mögensverwaltung der ehelichen minderjährigen Kinder eingeräumt. Das
Gesetz sprach von „rein persönlichen elterlichen Rechten und Pflichten“.

Bei unehelichen Kindern kam der Mutter bloß die Pflege und Erziehung im
Innenverhältnis zu, während die Aufsicht über diese Pflege und Erziehung und
die „Amtsvormundschaft“ von der Bezirksverwaltungsbehörde besorgt wurde.
Eine umfängliche elterliche Verantwortung konnte die Mutter nur dadurch
erlangen, dass sie vom Gericht zum Vormund ihres Kindes bestellt wurde.

Mit dem Kindschaftsrecht-Änderungsgesetz 1989 wurde der Begriff „rein
persönliche elterliche Rechte und Pflichten“ durch den Begriff „Obsorge“
ersetzt. Die Amtsvormundschaft wurde auf Ausnahmefälle, nämlich im Fall
noch minderjähriger Mütter oder auf Findelkinder, eingeschränkt und der
Mutter eines unehelichen Kindes die unbeschränkte Obsorge über das Kind
eingeräumt. Der Jugendwohlfahrtsträger sollte den Eltern aller Kinder seine
Hilfe anbieten und diese mit Information versorgen, damit Kinder durch die
Abschaffung der Amtsvormundschaft nicht zu Schaden kommen. Für
zusammenlebende Eltern unehelicher Kinder wurde die Möglichkeit einer
gemeinsamen Obsorge eingeräumt.

Mit dem Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2001 wurde für geschiedene
Eltern und für nicht oder nicht mehr zusammenlebende Eltern unehelicher
Kinder die Möglichkeit einer Obsorge beider Eltern eingeräumt, jedoch ver-
knüpft mit der Voraussetzung, dass sich die Eltern darüber einigen, bei wem
von ihnen sich das Kind hauptsächlich aufhält. Diese Einigung bedarf zu ihrer
Wirksamkeit der Genehmigung des Pflegschaftsgerichts. Die Obsorge beider
Eltern nach Scheidung der Eltern oder bei unehelichen Kindern hängt somit in
erster Linie davon ab, dass sie vom Willen beider Eltern getragen ist.

Mit dem Kinderbeistand-Gesetz, BGBl I 2009/137, wurde das erfolgreiche
Modellprojekt „Kinderbeistand“, bei dem minderjährigen Kindern, die in ein
heftiges Obsorge- oder Besuchsrechtsverfahren verwickelt sind, eine fach-
kundige Begleitperson zur Seite gestellt wird, auf eine gesetzliche Basis gestellt
und das bundesweite Angebot von Kinderbeiständen vorgesehen.

Gesellschaftliche Entwicklung

Seit dem Inkrafttreten des Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2001
haben sich für das Kindschaftsrecht, besonders für den Namen und die
Obsorge, wesentliche Änderungen in der gesellschaftlichen Lage ergeben.
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Zwar blieb die Anzahl der Ehescheidungen insgesamt und die Anzahl 
von aus einer Ehescheidung stammenden minderjährigen Kindern an-
nähernd gleich (2001: 20.582 Scheidungen, davon 11.799 mit minder-
jährigen, damals unter 19-jährigen Kindern; 2010: 17.442 Scheidungen,
davon 13.657 mit minderjährigen Kindern), doch hat die Anzahl der un-
ehelichen Kinder und deren Anteil seit 2001 stark zugenommen. 2001 
wurden 24.944 Kinder unehelich geboren, das waren 33,1% aller Geburten,
während 2011 31.522, somit 40,4% aller Geburten (Kärnten 52,9%, Steier-
mark 48,6%) ohne miteinander verheiratete Eltern erfolgten (Quelle: Statistik
Austria).

Die Möglichkeit der Obsorge beider Eltern für Geschiedene hat sich in
der Rechtsrealität bewährt: Nach einer vom BMJ in Befolgung einer parlamen-
tarischen Entschließung eingeholten Studie wurden bei 54,5% der erfassten
Scheidungen von den Eltern die Voraussetzungen der Obsorge beider Eltern
geschaffen (Evaluationsstudie über die Auswirkungen der Neuregelungen des
KindRÄG 2001, insb der Obsorge beider Eltern zu BMJ-B4.440.6/0001-I
1/2004, Tabelle 87). Da das Institut der Obsorge beider Eltern als wesentliche
Voraussetzung den diesbezüglichen Willen beider Eltern hat, zeigt dies die
hohe Akzeptanz des Rechtsinstituts in der Bevölkerung, das bei seiner An-
wendung auch eine hohe Befriedigung von 71,6% (Evaluationsstudie, 190)
erzeugt hat.

Entwicklung auf dem Gebiet der Menschenrechte

Mit den Urteilen v 3. 12. 2009, 22028/04, Zaunegger/Deutschland, und 
v 3. 2. 2011, 35637/03, Sporer/Österreich, hat der EGMR die Situation 
beanstandet, dass die Obsorge beider Eltern bei unehelichen Kindern von 
der Einwilligung beider Eltern abhängig sei. Die Situationen, in die un-
eheliche Kinder geboren werden, mögen in der Lebensrealität zwar 
unterschiedlich sein, doch müsse es für beide Eltern die Möglichkeit geben,
im Zug eines gerichtlichen Verfahrens an der gemeinsamen Obsorge teil-
zuhaben, wenn dies für das Kind günstig sei, oder die Alleinsorge zu 
erlangen, je nachdem, bei welchem Elternteil dies aus der Kindessicht am 
günstigsten sei. Die anfängliche Alleinobsorge der Mutter sei nicht zu be-
anstanden.

Mit der Entscheidung v 21. 12. 2010, 20578/07, Anayo/Deutschland, hat es
der EGMR ausgestellt, wenn dem biologischen Vater eines in einem intakten
Familienverband, bestehend aus Mutter und deren Mann als rechtlichem Vater,
lebenden Kindes verwehrt ist, bei Gericht die Einräumung eines Besuchsrechts
für ihn zu beantragen, wenn das Besuchsrecht der Anbahnung familiärer Be-
ziehungen und dem Kindeswohl dient. Einer derartigen Fallkonstellation trägt
das österr Kindschaftsrecht zwar mit der Möglichkeit des Einräumens eines
Besuches gegenüber einem Dritten Rechnung, doch erscheint eine Präzisierung
vorteilhaft.
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Sämtliche genannten Entscheidungen lassen sich insb auch dahin
zusammenfassen, dass es letztlich nicht ausschließlich auf die Interessen eines
Elternteils ankommt, sondern in erster Linie darauf, ob das vom Elternteil
Begehrte dem Kind zum Wohl gereicht. Den Entscheidungen des EGMR
wohnt somit der Gedanke inne, dass es sich bei den Rechten der Eltern um 
sog „überbundene Rechte“ handelt, die diesen gegeben werden, damit sie im 
Interesse des Kindes Aufgaben erfüllen können und an der Sicherstellung des
Kindeswohls mitwirken. Diese Sichtweise wird durch die Entscheidung des
VfGH, G 114/11, der § 166 erster Satz ABGB mit Wirksamkeit v 1. 2. 2013 als
verfassungswidrig aufgehoben hat, geteilt.

Probleme des familiengerichtlichen Verfahrens

1. Verfahrensdauer

Viele gerichtliche Verfahren über die Obsorge für Kinder und das Recht
auf persönlichen Verkehr werden von den Beteiligten als unbefriedigend erlebt,
weil es – zwar nicht im internationalen Vergleich, aber aus kinderpsychologi-
scher Sicht – zu lange dauert, bis das Gericht eine – sei es auch nur vorläufig –
verbindliche Entscheidung trifft.

Sobald zwischen Eltern ein Konflikt über die Obsorge oder das Besuchs-
recht entsteht, belastet dieser sowohl die Eltern selbst als auch jedes betroffene
Kind. Eine rasche Lösung dieses Konflikts – wenn möglich im Einvernehmen,
sonst durch gerichtliche Entscheidung – liegt sehr im Interesse der Beteiligten:
Schon die Unsicherheit darüber, wie sich die beteiligten Personen angesichts der
divergierenden Auffassungen der Eltern verhalten sollen, belastet das gesamte
(Patchwork-)Familiensystem und ganz besonders die betroffenen Kinder. Je 
länger der Streit andauert, umso größer ist die Gefahr, dass sich „die Fronten
verhärten“ und ein konstruktives Zusammenwirken der Eltern in ihrer Verant-
wortung gegenüber dem gemeinsamen Kind dauerhaft verunmöglichen. Außer-
dem kann allein die Dauer des Verfahrens dazu führen, dass eine Entfremdung
des Kindes von einem Elternteil eintritt, die – wenn überhaupt – nur mehr
schwer zu revidieren ist. Deshalb kann die lange Dauer eines solchen Verfahrens
auch eine Verletzung des Grundrechts auf Privat- und Familienleben nach Art 8
EMRK bilden (vgl EGMR 17. 1. 2012, 1598/06 Kopf u Liberda/Österreich).

Obwohl also ein eminentes Interesse am raschen Fortschritt des Verfah-
rens besteht, dauern die Verfahren in vielen Fällen sehr lange. Ursächlich dafür
sind einerseits unabänderliche Erfordernisse des gerichtlichen Verfahrens, wie
die umfassende Wahrung des Parteiengehörs und die Pflicht des Gerichts zur
Aufklärung aller für die Entscheidung maßgebenden Tatsachen nach § 16 
Abs 1 AußStrG sowie das Recht der Parteien, die Entscheidung des Gerichts
mit Rechtsmitteln anzufechten und dadurch einer Überprüfung durch eine
übergeordnete Instanz zuzuführen. Andererseits trägt dazu aber auch die 
Dauer der einzelnen zu setzenden Verfahrensschritte bei. Die quantitative
Überlastung der Familienrichter, der Mitarbeiter der Jugendwohlfahrt und der
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gerichtlich beeideten Sachverständigen (aus den im kindschaftsrechtlichen Ver-
fahren gefragten Fachgebieten) sind wesentliche Faktoren für lange Verfahrens-
dauern.

2. Rollenkonflikte

Ein weiterer unbefriedigender Aspekt gerichtlicher Verfahren über Ob-
sorge- oder Besuchsrechtsstreitigkeiten sind die unterschiedlichen und schwer
miteinander vereinbarten Rollen der Familienrichter. Im Unterschied zur rich-
terlichen Tätigkeit in anderen Sparten der Rechtspflege haben Familienrichter
in Verfahren über die Obsorge oder das Recht auf persönlichen Verkehr nicht
nur abgeschlossene Sachverhalte im Nachhinein zu beurteilen, sondern einen
ständig – auch während des Verfahrens – im Fluss befindlichen Prozess nicht
nur zu beurteilen, sondern durch in die Zukunft gerichtete rechtsgestaltende
Entscheidungen zu beeinflussen. Auch spielen emotional tiefgreifende
zwischenmenschliche Beziehungen hier eine ungleich größere Rolle. Diesen
muss nachgegangen werden, um die maßgeblichen Entscheidungsgrundlagen
vollständig aufzuklären. Die Verpflichtung zur Wahrung des Kindeswohls führt
im Verbund mit der Tatsache, dass dem Kindeswohl in aller Regel mit einer
gütlichen Einigung der Eltern am besten gedient ist, auch zu einer speziellen
Verpflichtung des Gerichts, auf eine einvernehmliche Regelung zwischen den
Parteien hinzuwirken. Dies erfordert ein Forschen nach psychologischen
Hintergründen und ein vertrauensvoll-emphatisches Eingehen auf die beteilig-
ten Personen, das von den Parteien – meist den Eltern – leicht als mit der Rolle
des Richters als objektives, gleichmäßige Distanz zu den Parteien wahrendes
Entscheidungsorgan unvereinbar erlebt werden kann.

Übt der Richter diese zur Erhebung des Sachverhalts und zum Ausloten
möglicher einvernehmlicher Lösungen nötigen Tätigkeiten zur Gänze selbst
aus, so besteht die große Gefahr, dass er in den emotionalen Konflikt der 
Parteien hineingezogen wird. Letztlich sind Richter Juristen und für sozial-
arbeiterische und psychologische Tätigkeiten und Analysen idR nicht fach-
spezifisch ausgebildet, obwohl die Justizverwaltung und diese selbst um die
Ausbildung der Familienrichter in „social skills“ bemüht sind. Eine Ab-
grenzung der richterlichen Entscheidungstätigkeit von der sozialarbeiterischen
und psychologischen Tätigkeit im Rahmen der Sachverhaltsermittlung und
Streitschlichtung ist daher wünschenswert.

Bisher wurde und wird die Aufgabe, einen sozialarbeiterisch-psycholo-
gischen Zugang zu den Parteien zu finden und mit diesen wenn möglich ein-
vernehmliche Lösungen zu finden, tw vom Jugendwohlfahrtsträger ausgeübt.
Auch dieser befindet sich dabei jedoch in einem gewissen Rollenkonflikt: Der –
im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung und nicht als Behörde einschrei-
tende – Jugendwohlfahrtsträger ist (anders als das Gericht) nicht zur Unpartei-
lichkeit verpflichtet. Er tritt in manchen Verfahren sogar selbst als Partei auf
(nach Kindesabnahme Verfahren auf Übertragung der Obsorge an den Jugend-
wohlfahrtsträger) und ist auch in vielen anderen Fällen bereits zuvor mit den
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betroffenen Familien in Erfüllung von Aufgaben der Jugendwohlfahrt in Kon-
takt getreten. Das Hauptaugenmerk der Jugendwohlfahrt ist auf die Förderung
und Gewährleistung des Kindeswohls gerichtet. Primär soll sie dieses durch
Beratung und Unterstützung der Familien fördern, was den Aufbau und die
Aufrechterhaltung einer Vertrauensbeziehung erfordert. In einem gerichtlichen
Verfahren nun eine klare Positionierung für oder gegen einen Elternteil einzu-
nehmen, wäre dieser Vertrauensbeziehung abträglich. Umgekehrt kann es auch
vorkommen, dass der Jugendwohlfahrtsträger bereits vor Beginn des Ver-
fahrens in eigener Tätigkeit, etwa auf Grund von wahrgenommen Erziehungs-
oder Betreuungsdefiziten oder einer Vernachlässigung der Unterhaltspflicht,
explizit gegen die Eltern oder einen Elternteil Stellung genommen oder Maß-
nahmen gesetzt hat. Dann erleben die Parteien im Gerichtsverfahren eine 
neuerliche Befassung des Jugendwohlfahrtsträgers nicht als Einbeziehung einer
unbefangenen Stelle, sondern als Konfrontation mit einer Institution, mit der
sie sich in Konflikt befinden oder die für oder gegen eine Seite im Konflikt
bereits Stellung bezogen hat.

Ziele des Gesetzentwurfs

1. Gleichbehandlung unehelicher Kinder

Die Gleichbehandlung unehelicher Kinder soll weiter vorangetrieben wer-
den, ohne den Schutz dieser Kinder zu reduzieren.

2. Namensrecht

Seit Jahren wird in der Bevölkerung der Wunsch nach einem flexibleren
Namensrecht, das Doppelnamen in einem größeren Umfang – nämlich für
Kinder und auch für ganze Familien – zulässt, immer lauter. Die dem BMJ in
den Vorgesprächen berichteten Erfahrungen der Standesämter gehen sogar so
weit, dass einige Ehen wegen der begrenzten Möglichkeiten der Gestaltung des
Familiennamens nicht geschlossen werden. Dabei werden die Standesämter am
Häufigsten mit dem Wunsch konfrontiert, bei einer Eheschließung den eigenen
Namen weiter behalten zu können, den gemeinsamen Kindern aber – um
deren Abstammung gleichberechtigt zu dokumentieren – einen aus beiden
Namen der Eltern gebildeten verbundenen Familiennamen zu geben. Auch der
Wunsch nach einem für die ganze Familie gleichlautenden Doppelnamen wird
häufig geäußert. Diese Wünsche können derzeit aber nicht erfüllt werden.

Das österr Recht steht derzeit Doppelnamen äußerst reserviert gegenüber.
Sind in früheren Zeiten Doppelnamen durch Adoption oder Wegfall von
Adelsbezeichnungen entstanden, so gibt es heute nur die Möglichkeit für einen
Ehegatten, bei Führung des Familiennamens des anderen Ehegatten als
gemeinsamen Familiennamen den eigenen früheren Namen voran- oder nach-
zustellen. Von diesem Doppelnamen können andere Personen – Ehegatten
oder Kinder – nur den Teil ableiten, der gemeinsamer Familienname wurde.
Dass „echte“ Doppelnamen für Kinder oder Familien nicht möglich sind, stößt
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vor dem Hintergrund der Auswirkungen des EU-Rechts in der Bevölkerung
auf Unverständnis: Österreich ist nämlich nach der auf dem Gemeinschafts-
recht [Anm: Unionsrecht] beruhenden Rsp verpflichtet, Doppelnamen für 
Kinder und Familien, die ja in weiten Teilen der EU rechtmäßig sind, für 
EU-Doppelstaatsbürger anzuerkennen (zuletzt EuGH 14. 10. 2008, C-353/06,
Grunkin-Paul).

3. Obsorge

Die Möglichkeit, nach der Scheidung beide Elternteile mit der Obsorge zu
betrauen, soll im Hinblick auf die eingangs geschilderte gesellschaftliche Ent-
wicklung, aber auch mit Blick auf die Rsp des EGMR und des VfGH zur
Obsorge für uneheliche Kinder ausgebaut werden.

Auch nicht miteinander verheirateten Eltern soll das Zustandekommen
ihrer gemeinsamen Obsorge erleichtert werden.

Trotz gemeinsamer Obsorge soll „legal kidnapping“ verhindert werden.

4. Umschreibung des Kindeswohls

Um einen weiteren Schritt zur Verbesserung des Kindeswohls zu setzen,
soll das Kindeswohl im Gesetzeswortlaut präziser umschrieben werden.

5. Umsetzung menschenrechtlicher Vorgaben

Weiter verfolgt der Gesetzentwurf auch das Ziel, menschenrechtliche Vor-
gaben, die nicht zuletzt auch die Interessenlage des Kindes widerspiegeln,
umzusetzen.

6. Verbesserungen bei den kindschaftsrechtlichen Gerichtsverfahren

Ein weiteres Ziel des Gesetzentwurfes ist es, dem Gericht – und damit
letztlich auch den betroffenen Familien – bessere Mittel in die Hand zu geben,
um familiäre Situationen zu beruhigen oder im Rahmen gerichtlicher Ent-
scheidungen zu behandeln. Einerseits soll das Gericht die Möglichkeit haben,
den Streit kalmierende Schritte zu setzen, wie etwa den Eltern Erziehungs-
beratung aufzutragen, andererseits sollen dem Gericht mit der Familien-
gerichtshilfe – einem justizeigenen, mit Psychologen und Sozialarbeitern aus-
gestatteten Instrument – bessere Möglichkeiten zur Sachverhaltsfeststellung in
die Hand gegeben werden. Durch die Einrichtung der Familiengerichtshilfe
sollen die Qualität und die Nachhaltigkeit der Streitschlichtung und der
gerichtlichen Verfahren und Entscheidungen in Angelegenheiten der Obsorge
und des Rechts auf persönlichen Verkehr verbessert werden. Richter sollen sich
stärker auf die rechtlichen Aspekte eines Falles konzentrieren können. Rollen-
konflikte, in denen sich Richter und Mitarbeiter der Jugendwohlfahrt derzeit
häufig befinden, sollen dadurch vermieden werden, dass die sozialarbeiterisch-
psychologischen Erhebungs- und Streitschlichtungsaufgaben von der Familien-
gerichtshilfe übernommen werden. Die Tätigkeit der Familiengerichtshilfe soll
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zu einer deutlichen Beschleunigung und besseren Fokussierung des Verfahrens
auf die wesentlichen Aspekte beitragen. Häufigere gütliche Einigungen zwi-
schen den Eltern und eine höhere Akzeptanz gerichtlicher Entscheidungen,
zusammengefasst also nachhaltigere Lösungen familiärer Konflikte, sollen
erreicht werden.

Die Durchsetzung von Entscheidungen über das Kontaktrecht (früher:
Besuchsrecht) soll im Interesse des Kindes effektiver gestaltet werden.

Schwerpunkte des Gesetzentwurfs

1. Gleichbehandlung unehelicher Kinder

Die Gleichbehandlung unehelicher Kinder soll durch Beseitigung des
Begriffes, durch Beseitigung der Rechtsinstitute der Legitimation durch nach-
folgende Ehe und der Ehelicherklärung durch das Staatsoberhaupt sowie
durch gleichlautende Regelungen im Namensrecht weiter forciert werden.
Der notwendige Schutz von Kindern nicht verheirateter Eltern auf dem Ge-
biet der Obsorge soll aber im Einklang mit der eingangs dargestellten Rsp 
des EGMR und des VfGH mit der anfänglichen Zuteilung der alleinigen
Obsorge an die Mutter aufrecht bleiben. Ebenso soll – ungeachtet der 
neutralen Formulierung – daran festgehalten werden, dass das uneheliche
Kind nicht verheirateter Eltern mit der Geburt den Familiennamen der Mutter
erhält.

Mit der Beseitigung der Unterscheidung zwischen ehelichen und unehe-
lichen Kindern verbunden ist auch die Aufhebung des Begriffs der Ehelichkeit
sowie die Beseitigung der Legitimation, auch derjenigen durch Reskript des
Staatsoberhaupts. Dies führt aber zur Notwendigkeit, die Regelungen des
Kindschaftsrechts – weitgehend unverändert – neu einzuordnen, was der vor-
liegende Entwurf vorschlägt.

2. Namensrecht

Das Gesetzesvorhaben sieht vor, dass Kinder und auch ganze Familien
einen unter Verwendung der Namen von zwei Personen gebildeten Doppel-
namen erhalten können. Dabei kann aber nur ein aus höchstens zwei Teilen
bestehender Name ausgewählt werden. Dadurch sollen unübersichtliche
Namensketten vermieden werden. Die Namensidentität der Familie soll
dadurch gewahrt bleiben, dass Personen, die eine Eheschließung beabsichtigen,
nunmehr verschiedene Wahlmöglichkeiten für einen gemeinsamen Familien-
namen eröffnet werden.

Wenn die Ehegatten nach geltendem Recht keinen gemeinsamen Fa-
miliennamen bestimmen, erhält die Frau den Familiennamen des Mannes. Nur
durch ein aktives Tätigwerden, nämlich die Erklärung der Beibehaltung des
eigenen Familiennamens, kann die Frau verhindern, dass der Familienname
des Mannes zum gemeinsamen Familiennamen wurde. Diese Ungleichbehand-
lung soll dadurch beseitigt werden, dass mangels Bestimmung eines gemein-
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